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| Einleitung

Investitionsentscheidungen erfordern unter anderem die Planung zukiinftiger Steuerbelastun-
gen, da diese moglicherweise einen wesentlichen Kostenfaktor von Investitionen darstellen.’
Voraussetzung fiir die Beriicksichtigung von Steuern in den Entscheidungskalkiilen von Inves-
toren ist es, dass diese die zukiinftigen Steuerbelastungen einzelner zur Verfiigung stehender
Handlungsalternativen bereits vor Durchfiihrung der Investition abschétzen konnen. Es muss
Investoren also moglich sein, Steuerplanung zu betreiben, um Steuerfolgen und -wirkungen in
Hinblick auf das zukiinftige Investitionsprojekt beurteilen zu konnen.? Allerdings ist die Er-
mittlung zukiinftiger Steuerbelastungen von Investitionsprojekten hiufig mit hoher Rechts-
unsicherheit behaftet.® Ursiichlich fiir solche steuerliche Rechtsunsicherheit konnen komplexe
und unbestimmte steuerliche Gesetzesvorschriften sein, die erhebliche Ermessensspielrdume
zulassen.! Uneindeutigkeiten des Steuerrechts fiithren dazu, dass das Risiko von Fehlinter-
pretationen eines steuerlichen Sachverhalts (Auslegung) oder der steuerlichen Folgen (Be-
wertung) von Investitionsprojekten trotz sorgfiltiger Recherchen fiir Steuerpflichtige nicht

ausgeschlossen werden kann.”

Die 6konomischen Wirkungen steuerlicher Unsicherheit auf Investitionsentscheidungen von

Steuerpflichtigen sind Gegenstand zahlreicher theoretischer und empirischer Studien. Mit

1Vgl. exemplarisch zum Einfluss von Steuern auf Investitionsentscheidungen Wagner/Dirrigl (1980); Scholes
et al. (2008); Schreiber (2012). Rose argumentiert sogar, dass Planungen, die ohne Beriicksichtigung von
Steuern durchgefiihrt werden, nur ein geringer Wert zugesprochen werden kann. Vgl. Rose (1995), S. 481 f.

2Vgl. Vop (1992), S. 4.

3Rechtsunsicherheit fiihrt zu unsicherer Steuerplanung. Ausfiihrliche rechtswissenschaftliche Auseinander-
setzungen mit dem Thema Steuerplanung und Ungewissheit finden sich bspw. bei Schneider (1982); Rose
(1989, 2002); Vofs (1992); Jebens (1995); Sureth (1999, 2006) m.w.N; Niemann (2001); Hey (2002, 2004).

4Vgl. Vop (1992), S. 27.

5Siehe Rose (1995), S. 483; Scholes et al. (2008), S. 20.
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Hilfe des Realoptionsansatzes untersuchen beispielsweise Pawlina/Kort (2005) den Einfluss
von Unsicherheit iiber eine politische Anderung, die auch als Steuerunsicherheit interpre-
tiert werden kann, auf das Investitionsverhalten. Die Autoren zeigen, dass Investoren im
Fall von Politikunsicherheit, die zu steigenden Investitionskosten fiihren kann, frither inves-
tieren als bei konstanten Kosten. Allerdings hat Politikunsicherheit einen nicht-monotonen
Effekt auf den kritischen Investitionszeitpunkt, womit deutlich wird, dass das Ausmals von
Unsicherheit bei Investitionsentscheidungen von Bedeutung ist. Auch Gries/Prior/Sureth
(2012), die den Einfluss von Steuersatzédnderungen auf Investitionsentscheidungen bei Un-
sicherheit iiber die zukiinftigen Zahlungsstréme analysieren, finden heraus, dass Unsicher-
heit im steuerlichen Kontext zu paradoxen Wirkungen fiihrt und insbesondere das Ausmaf
von Unsicherheit bedeutend ist. Agliardi (2001) und Niemann (2011) zeigen, dass Steuer-
politikunsicherheit Investitionen verzogern kann. Niemann (2011) findet zusitzlich heraus,
dass steigende Steuerunsicherheit Investitionen beschleunigen kann, ndmlich dann, wenn die
Steuerunsicherheit im Vergleich zur Unsicherheit {iber die zukiinftigen Cashflows klein ist
und wenn beide stochastischen Prozesse positiv korreliert sind. Dariiber hinaus liefern Ed-
miston/Mudd/Valev (2003) und Edmiston (2004) empirische Evidenz dafiir, dass Steuerun-

sicherheit einen negativen Einfluss auf die Investitionstitigkeit von Steuerpflichtigen hat.

Die erwahnte Literatur weist somit darauf hin, dass das Investitionsverhalten von Steuer-
pflichtigen durch Steuerunsicherheit negativ beeinflusst werden kann und insbesondere auch
das Ausmaf von Unsicherheit bei der Entscheidung iiber die Durchfiihrung eines Investiti-
onsprojekts von Bedeutung ist. Diese, durch die Modellierung von Steuerpolitikunsicherheit
gewonnenen Erkenntnisse lassen sich auf die im Rahmen der vorliegenden Arbeit betrachte-
te steuerliche Rechtsunsicherheit in Auslegungs- und Bewertungsfragen iibertragen. Es wird
deutlich, dass die Mdglichkeit zur sicheren Steuerplanung fiir Steuerpflichtige bei Investiti-
onsentscheidungen von grofer Bedeutung ist. Fiihren Steuerpflichtige aufgrund von Rechts-
unsicherheit im Vergleich zu einem sicheren steuerlichen Umfeld weniger Investitionsprojekte
durch, erfahren die Steuerbehérden moglicherweise eine Reduzierung von Steuereinnahmen.
Aufserdem kann ein sehr unsicheres steuerliches Umfeld zu einer Verschlechterung der Stand-

ortattraktivitat eines Landes fiir Investitionen fiihren.
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Vor dem Hintergrund existierender Steuerunsicherheit stellen viele Steuerbehorden fiskalische
Instrumente zur Verfiigung, die die Steuerunsicherheit vor der Durchfiihrung von Investiti-
onsprojekten fiir Steuerpflichtige reduzieren bzw. vermeiden konnen. Auf nationaler Ebe-
ne stellen sogenannte Advance Tax Rulings (ATRs) bzw. verbindliche Auskiinfte zwischen
Steuerpflichtigen und der jeweils betroffenen Steuerbehorde ein solches Instrument dar. Zur
Vermeidung von grenziiberschreitenden Verrechnungspreiskonflikten konnen Steuerpflichti-
ge sogenannte Advance Pricing Agreements (APAs) bei den an den grenziiberschreitenden

Transaktionen beteiligten Steuerbehérden beantragen.

ATRs sichern im Rahmen einer Vorwegentscheidung der Steuerbehorde die steuerlichen Kon-
sequenzen einer Investitionsalternative ab.% In Deutschland konnen Steuerpflichtige beispiels-
weise gem. § 89 Abs. 2 AO auf Antrag beim Finanzamt eine verbindliche Auskunft einho-
len.” Diese wird fiir einen genau bestimmten noch nicht verwirklichten Sachverhalt,® bei
dem in Hinblick auf die erheblichen steuerlichen Auswirkungen ein grofses Dispositionsinter-
esse besteht,? erteilt. Der antragstellende Steuerpflichtige!® ist aufgefordert, sein besonderes
steuerliches Interesse darzulegen und das vorliegende Rechtsproblem eingehend zu begriin-
den.!! Eine Bindungswirkung einer erteilten verbindlichen Auskunft besteht hierbei, wenn
der tatséchlich realisierte Sachverhalt nicht wesentlich vom dargestellten abweicht und wenn
zu Grunde gelegte Rechtsvorschriften nicht aufgehoben oder geindert werden.'? Fiir die Er-
teilung einer verbindlichen Auskunft fallen in Deutschland Gebiihren an, die grundsétzlich

durch den Gegenstandswert!? festgelegt werden.

ATRs stellen ein Instrument dar, mit dem Steuerpflichtige die steuerlichen Folgen zukiinftiger

6Siehe fiir eine ausfiihrliche allgemeine Definition Romano (2002), S. 118 ff.

"Da § 89 Abs. 2 als ,Kann-Regelung“ gestaltet ist, begriindet diese Vorschrift noch keinen ausnahmslosen
Rechtsanspruch. Vgl. Lahme/Reiser (2007), S. 409; Baum (2008), S. 1229.

8Vgl. Ritke (2009), S. 951.

Ein erhebliches Interesse kann angenommen werden, wenn die wirtschaftliche Mafnahme von der verbind-
lichen Auskunft abhingt und wenn die Rechtsfrage noch nicht geklért ist. Vgl. Rditke (2009), S. 952.

10Vgl. exemplarisch Baum (2008), S. 1230 f.; Ritke (2009), S. 952.

1Vel. Baum (2008), S. 1234 f.; Ritke (2009), S. 952.

12Vgl. Steuer-Auskunftsverordnung, § 2. Zur rechtlichen Einordnung und zur Praxisbedeutung der Bindungs-
wirkung siehe Franke/Cdlin (2008).

13Der Gegenstandswert ist der Wert, den die Auskunft fiir den Antragsteller hat. Dieser liisst sich ermitteln,
indem die steuerlichen Auswirkungen bei der vom Antragsteller vorgetragenen Rechtsauffassung denen
gegeniibergestellt werden, die eintrédten, wenn die Finanzbehorde eine entgegengesetzte Rechtsauffassung
vertreten wiirde.
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nationaler Investitionsprojekte rechtssicher abkldren konnen. Im Rahmen grenziiberschrei-
tender Investitionstitigkeit konnen multinationale Investoren Rechtsunsicherheit, die durch

die Festlegung steuerlicher Verrechnungspreise entsteht, mit Hilfe von APAs losen.

Fiir multinationale Konzerne ist die Festlegung steuerlicher Verrechnungspreise, die sie fiir
konzerninterne Transfers zwischen ihren international tétigen, verbundenen Unternehmen
mit Hilfe des Fremdvergleichsgrundsatzes'* festlegen, hiiufig mit Rechtsunsicherheit behaf-
tet. Steuerliche Verrechnungspreise bilden die Grundlage fiir die Gewinnermittlung eines
Konzerns mit dem Ziel, das Steuersubstrat fiir die einzelnen, an den grenziiberschreitenden
Lieferungen beteiligten Steuerbehorden abzugrenzen. Vor diesem Hintergrund kann die Ak-
zeptanz der von den multinationalen Unternehmen festgelegten Verrechnungspreismethode
durch die Steuerbehdrden nicht vorausgesetzt werden.'® Eine Nicht-Akzeptanz von Verrech-
nungspreisen durch Steuerbehérden kann moglicherweise zu einer Erhéhung der Steuerlast,

zu Doppelbesteuerung sowie zu Strafzahlungen fiithren.

Zahlreiche Linder haben mittlerweile, auf Grundlage einer OECD-Empfehlung'®, APAs ein-
gefithrt,!” die ein fiskalisches Instrument zur Beseitigung von Rechtsunsicherheit bei der
Festlegung von Verrechnungspreisen darstellen. Ein APA ist ein Vorabverstindigungsverfah-
ren zwischen einem (oder mehreren) Steuerpflichtigen und einer (oder mehreren) Steuerbe-
horde(n). Ziel ist es, schon vor Verwirklichung der Geschéftsvorfiille zwischen verbundenen

Unternehmen mit Sitz in verschiedenen Staaten eine verbindliche Vereinbarung iiber eine

Der Fremdvergleichsgrundsatz, der in Deutschland in § 1 des Aufensteuergesetzes festgeschrieben ist,
besagt, dass Verrechnungspreise fiir steuerliche Zwecke einem Preis entsprechen miissen, den unabhéngige
Dritte am freien Markt dafiir vereinbart hétten.

15Steuerbehdrden vermuten bei multinationalen Unternehmen hiufig, dass sie ihre Gewinne durch die Ge-
staltung von Verrechnungspreisen ins niedriger besteuerte Ausland verlagern. Empirische Evidenz dafiir
liefern bspw. Bartelsman/Beetsma (2003); Clausing (2003); Overesch (2006); Huizinga/Laeven (2008). Fiir
einen Uberblick iiber empirische Studien zu Gewinnverlagerungen an sich und deren mégliche Ausprigun-
gen siehe auch Heckemeyer/Overesch (2013) sowie Weichenrieder (2009) und Klassen/Laplante (2012), zu
Gewinnverlagerungen durch Verrechnungspreise zudem etwa Luckhaupt/Overesch/Schreiber (2012). Zur
Schétzung des Ausmafkes von Buchgewinnverlagerungen durch Verrechnungspreise und Finanzierungsent-
scheidungen deutscher multinationaler Unternehmen siehe Heckemeyer/Spengel (2008, 2009). Die grofe
Bedeutung von Gewinnverlagerungen aus Sicht der Steuerbehorden zeigt auch die Initiative der OECD zu
,Base Erosion and Profit Shifting (BEPS)“. Vgl. OECD (2013a). Das Projekt zielt darauf ab, Lindern,
die von Gewinnverlagerungen betroffen sind, umfassende und effektive Strategien anzubieten. Vgl. OECD
(2013b). Siehe auferdem zu den Beschliissen der G20 Staaten G20(2013a,b).

16Vel. OECD (2010).

17Vgl. zur Implementierung in verschiedenen Lindern bspw. Grotherr (2005a,b); Markham (2006); Kramer
(2007); Feinschreiber/Kent (2009a,b,c,d).
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dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechende Methode der Verrechnungspreisbestimmung
zu erreichen. Eine solche Vereinbarung kann fiir festgelegte Geschiftsvorfille in einem be-

stimmten Zeitraum abgeschlossen werden.!®

Investoren konnen mit Hilfe von ATRs und APAs, die vor Durchfiihrung von Investitions-
projekten eine rechtsverbindliche Beurteilung des steuerlichen Sachverhalts ermdglichen, die
steuerlichen Folgen von Investitionsalternativen rechtssicher in ihre Entscheidungskalkiile
integrieren. Steuerliche Rechtsunsicherheit kann somit vermieden oder zumindest reduziert

werden.

Die unter dem Titel der vorliegenden Arbeit zusammengefassten analytisch-theoretischen
Beitrage untersuchen die Effekte von ATRs und APAs im Kontext von Investitionsentschei-
dungen von Steuerpflichtigen. Alle vier Beitrige analysieren die Attraktivitdt solcher fiska-
lischer Instrumente zur Reduzierung von Rechtsunsicherheit. Indem die Unsicherheit iiber
steuerliche Folgen sowie die Moglichkeit der Beseitigung bzw. Reduzierung von Rechtsun-
sicherheit mit Hilfe von ATRs und APAs approximativ in Investitionskalkiilen von Steuer-
pflichtigen erfasst wird, bieten diese Beitrige Investoren eine wichtige Entscheidungsunter-
stiitzung bei der Planung zukiinftiger Investitionsprojekte, deren steuerlichen Folgen unsi-
cher sind. Die Beitrége schliefsen auf diese Weise eine Forschungsliicke und erlauben zugleich
Einblicke in die grundséitzlichen betriebswirtschaftlichen Wirkungsmechanismen von Instru-

menten zur Reduzierung von steuerlicher Rechtsunsicherheit.

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in die Abschnitte IT und III. Ersterer umfasst die Beitrage
A (Economic analysis of advance tax rulings) und B (Do investors request advance taz
rulings to alleviate tax risk (and do tax authorities provide them)? A joint tarpayers and
tax authorities’ view on investment behavior), die die Attraktivitit von ATRs analysieren.
Im Anschluss finden sich im dritten Abschnitt die Beitrdge zur Attraktivitit von APAs.
Dies sind im Einzelnen Beitrag C mit dem Titel Advance Pricing Agreements (APAs) als
Instrument zur Vermeidung von Verrechnungspreiskonflikten — eine kritische Betrachtung

und Beitrag D mit dem Titel Should multinational companies request an advance pricing

18Vgl. BMF (2006), S. 5.
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agreement (APA)— or shouldn’t they?.

Die Beitrdge A (Economic analysis of advance tax rulings) und B (Do investors request ad-
vance tazx rulings to alleviate tax risk (and do tax authorities provide them)? A joint taxpayers
and tax authorities’ view on investment behavior) untersuchen 6konomische Implikationen
von ATRs. Mit Hilfe eines binomialen Modells analysieren beide Beitrige aus einzelwirt-
schaftlicher Sicht, unter welchen Bedingungen Steuerpflichtige ATRs nachfragen und welche
Gebiihr sie maximal zu zahlen bereit sind, um Rechtssicherheit iiber die steuerlichen Folgen
eines zukiinftigen Investitionsprojekts zu erlangen. Es zeigt sich, dass Investoren nur im Fall
kleiner Kapitalwerte bereit sind, eine positive Gebiihr fiir das Einholen von ATRs und somit
fiir die Erlangung von Rechtssicherheit zu zahlen. Die intuitive 6konomische Erklédrung dieses
Ergebnisses findet sich darin, dass Investoren bei Investitionsprojekten, die hohe Kapitalwer-
te erwirtschaften, nicht bereit sind, fiir steuerliche Rechtssicherheit zu bezahlen, da sie solche
Investitionsprojekte unabhéngig von der steuerlichen Behandlung durchfiihren. ITm Weiteren
untersuchen die beiden Beitrdge zur Attraktivitit von ATRs jeweils ausgehend von dem

vorgestellten binomialen Grundmodell eines Investors unterschiedliche Forschungsfragen.

Im zweiten Teil des Beitrags A, der auch erste Einblicke in das unterschiedliche Verhal-
ten von risikoneutralen und risikoaversen Investoren beim Einholen eines ATRs gewihrt,
steht ein Vergleich zwischen der Moglichkeit, externe Berater zur Abklarung der steuer-
lichen Folgen eines geplanten Investitionsprojekts zu engagieren, und dem Einholen eines
ATRs im Mittelpunkt. Externe Berater konnen zwar keine Rechtssicherheit iiber die steuer-
lichen Konsequenzen bieten, sie konnen allerdings durch die Beschaffung weiterer relevanter
Informationen helfen, die Einschitzung der steuerlichen Folgen zu verbessern. Es wird deut-
lich, das die maximale Gebiihr, die Steuerpflichtige fiir die Unterstiitzung durch externe
Berater aufzuwenden bereit sind, geringer ist als die maximale Gebiihr fiir ein ATR. Ur-
sdchlich hierfiir ist gerade, dass die Informationen des Beraters zwar zu einer Verbesserung
der Einschatzung der steuerlichen Folgen und somit zu geringerer Rechtsunsicherheit fiihren
konnen, nicht aber zu Rechtssicherheit, die durch das Einholen eines ATRs erlangt werden

kann. Zur weiteren Entscheidungsunterstiitzung von Investoren werden schliefslich die Un-
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tersuchungen zu ATRs und zur Informationsbeschaffung durch externe Berater miteinander
verbunden. Dieses Vorgehen ermdéglicht die Ermittlung einer Gebiihr, die Steuerpflichtige
fiir die weitere Informationsbeschaffung durch externe Berater maximal zahlen sollten, so-

fern Steuerbehorden eine fixe Gebiihr fiir ATRs festgelegt haben.

Wihrend Beitrag A auf die Perspektive von Steuerpflichtigen abstellt, bezieht der aus die-
sem hervorgegangene Beitrag B die Perspektive der Steuerbehoérden in die Untersuchung
mit ein. Gerade dieser Einbezug der steuerbehoérdlichen Perspektive stellt eine wesentli-
che Weiterentwicklung des Beitrags A und damit eine Neuausrichtung der Forschungsfrage
dar. Das Ergebnis aus Beitrag A, dass Investoren ATRs nachfragen, wenn die Gebiihr ei-
ner solchen rechtsverbindlichen Auskunft einen bestimmten Wert nicht iiberschreitet, wird
in Beitrag B in das steuereinnahmenmaximierende Kalkiil von Steuerbehérden integriert.
Ziel ist die Beantwortung der Frage, ob und unter welchen Bedingungen Steuerbehoérden
ATRs anbieten, wenn diese ihrerseits das Kalkiil des Steuerpflichtigen antizipieren. Es zeigt
sich, dass Steuerbehdrden ATRs iiblicherweise nur dann anbieten, wenn sie dadurch ihre
Betriebspriifungskosten signifikant reduzieren oder die Fehlerentdeckungswahrscheinlichkeit
bei steuerlichen Sachverhalten erhohen konnen. Andernfalls sind ATRs fiir Steuerbehérden
nur dann vorteilhaft, wenn sie diese auf bestimmte Investitionsprojekte beschrinken oder
wenn sie investitionsspezifische Gebiihren erheben. Der Beitrag liefert neue Erklarungen da-
fiir, warum ATRs weniger nachgefragt werden als vor dem Hintergrund hoher existierender
Rechtsunsicherheit erwartet werden kann. Dariiber hinaus kénnen die Ergebnisse helfen, das

Design von ATRs zukiinftig zu verbessern.

Beide Beitriage zu ATRs erweitern die Literatur, die 6konomische Implikationen von Instru-
menten zur Reduzierung von Rechtsunsicherheit untersucht, wie bspw. Givati (2009). Mit
Hilfe einer Analyse der strategischen Uberlegungen von Steuerpflichtigen hinsichtlich der
Frage, ob diese ATRs abschliefen sollten oder nicht, erklirt Givati (2009) die seltene Nach-
frage nach solchen Instrumenten in den USA. Der Autor zeigt, dass strategische Nachteile
von ATRs (z. B. ein erhdhtes Untersuchungsrisiko oder ein durch das Expertenwissen der

Priifer erhthtes Erkennungsrisiko) die Vorteile (z. B. die Vermeidung von Strafzahlungen)
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iiberwiegen. Im Gegensatz zu Givatis (2009) qualitativen strategischen Uberlegungen liefern
die Beitrige A und B Erkldrungen fiir die seltene Nachfrage nach ATRs mit Hilfe eines
quantitativen Modells, das aus einzelwirtschaftlicher Sicht die Kosten und den Nutzen von
ATRs im Entscheidungsprozess von Investoren untersucht. Dariiber hinaus gewéhrt Beitrag
A erste Einblicke in die unterschiedlichen Entscheidungsprozesse von risikoneutralen und ri-
sikoaversen Investoren beim Einholen eines ATRs. Auferdem bietet der Beitrag Investoren
Entscheidungsunterstiitzung bei der Wahl zwischen dem Einholen eines ATRs und externer
Steuerberatung. Beitrag B erweitert die Untersuchung um die Perspektive der Steuerbehor-
de, so dass zusétzlich eine Ableitung von Szenarien und Gebiihrengestaltungen von ATRs

moglich ist, die zu einer erhohten Nachfrage nach solchen Instrumenten fiihrt.

De Simone/Sansing/Seidman (2013) untersuchen die Attraktivitdt von sogenannten ,enhan-
ced relationship tax compliance programs®, in deren Rahmen Steuerpflichtige vor Abgabe
ihrer Steuererkldrung den Steuerbehorden signifikant unsichere Steuerpositionen offenlegen.
Gleichzeitig bieten die Steuerbehoérden eine zeitnahe Losung fiir diese unsicheren Positionen
und garantieren, dass ebendiese Positionen im Rahmen einer Betriebspriifung nicht infra-
ge gestellt werden. Mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes identifizieren die Autoren
Szenarien, in denen solche Programme fiir Steuerpflichtige und Steuerbehoérden aufgrund ge-
ringerer Betriebspriifungs- und Compliancekosten gleichermafsen vorteilhaft sind. Wahrend
senhanced relationship tax compliance programs“ die Losung unsicherer Steuerpositionen
fiir bestehende Sachverhalte verfolgen, bieten ATRs Steuerpflichtigen Rechtssicherheit be-
vor Investitionsentscheidungen getroffen werden. Folglich und im Gegensatz zu De Simo-
ne/Sansing/Seidman (2013) analysieren die Beitrdge A und B die Kosten sowie den Nutzen
der Unsicherheitsreduzierung bzw. -vermeidung durch ATRs im Entscheidungsprozess von
Investoren. In Beitrag B werden zusétzlich, basierend auf der maximalen Gebiihr von Steu-
erpflichtigen, kritische Faktoren aufgezeigt, die die Entscheidung von Steuerbehorden, ATRs
anzubieten, beeinflussen. So ist es moglich, Szenarien zu identifizieren, in denen das An-
gebot von ATRs fiir Steuerbehérden, die das Verhalten von Steuerpflichtigen antizipieren,
vorteilhaft ist. Insbesondere konnen auch Design-Optionen hergeleitet werden, die zu einer

grofseren Nachfrage und einem groferen Angebot von ATRs fiihren.
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Auferdem erweitern die Beitrdge (und hier insbesondere Beitrag A) die existierende Litera-
tur zur Nachfrage nach (steuerlicher) Beratung. Ahnlich zu den im Rahmen dieser Arbeit
vorgestellten Studien zu ATRs untersucht Shavell (1988) Handlungen, die mdglicherwei-
se negative Konsequenzen fiir beteiligte Individuen haben kénnen. Der Autor kommt zu
dem Ergebnis, dass Individuen sich an den betrachteten Handlungen beteiligen, wenn die
Vorteile die erwarteten Sanktionen iiberwiegen. Individuen fragen rechtliche Beratung dann
nach, wenn der erwartete Wert der Beratung, der sich mit Hilfe der Wahrscheinlichkeit,
dass Individuen die Entscheidung iiber die Durchfiihrung einer Handlung &ndern, bestim-
men lésst, die Kosten iibersteigt. Beck/Jung (1989) zeigen des Weiteren, dass die Nachfrage
nach steuerlicher Beratung zur Reduzierung von steuerlicher Unsicherheit von der Priifungs-
wahrscheinlichkeit, der Hohe moglicher Sanktionen und dem Steuersatz abhangt. Aufserdem
zeigen Beck/Davis/Jung (1996), dass Steuerpflichtige mit steigender Rechtsunsicherheit héu-
figer Steuerberatungsleistungen nachfragen. Frischmann/Frees (1999) weisen empirisch nach,
dass Steuerpflichtige Steuerberatungsleistungen nachfragen, um Zeit zu sparen und sich vor
Unsicherheit zu schiitzen. In Ubereinstimmung mit diesen Studien finden die Beitrige A
und B ebenfalls eine hohe Bereitschaft von Steuerpflichtigen, fiir Informationen (ATRs) zu

zahlen, wenn die nachsteuerliche Rendite einer hohen Volatilitit ausgesetzt ist.

Auch die Literatur, die die Effekte zusétzlicher Informationen auf die Steuercompliance un-
tersucht, wird durch die Analyse des Beitrags B erweitert. Sansing (1993) untersucht die
Informationsbeschaffung von Steuerbehorden zur Verbesserung ihrer Priifentscheidungen.
Der Autor weist nach, dass eine solche Informationsbeschaffung hiufig keinen Effekt auf
die erwarteten Steuereinnahmen hat. Auerdem untersuchen Beck/Davis/Jung (2000) in ei-
nem spieltheoretischen Kontext die Effekte von Sanktionsbefreiungen fiir Steuerpflichtige,
die fragwiirdige steuerliche Positionen freiwillig den Steuerbehorden offenlegen. Die Autoren
zeigen, dass die Bekanntgabe von Informationen die Erhebungskosten und Steuereinnahmen
positiv oder negativ beeinflussen kann. Sanktionsbefreiungen stellen hiufig kein effektives
Instrument zur Erh6hung von Steuereinnahmen dar. Die Ergebnisse dieser beiden Studien
stimmen mit den Ergebnissen des Beitrags B insofern iiberein, dass Steuerbehdrden héufig

nicht besser gestellt sind, wenn sie Steuerpflichtigen Rechtssicherheit bieten. Sansing (1993)
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und Beck/Davis/Jung(2000) gewihren allerdings keine Einblicke in die Méglichkeit von Steu-
erpflichtigen, Rechtsunsicherheit vor Durchfiihrung einer Investition zu vermeiden. Sie un-
tersuchen vielmehr die Mdglichkeit von Steuerbehérden, Informationen zur Verbesserung
von Betriebspriifungsentscheidungen zu beschaffen, sowie die Moglichkeit einer freiwilligen
Offenlegung von unsicheren Steuerpositionen, also eine Entscheidung iiber die steuerliche Re-
chenschaftslegung. Dariiber hinaus nutzen Mills/Robinson/Sansing (2010) einen spieltheo-
retischen Ansatz, um die Effekte der durch das Financial Standards Board veréffentlichten
Interpretation zu ,Accounting for Uncertainty in Income Taxes“ (FIN 48) auf die strategische
Interaktion zwischen borsennotierten Unternehmen und den Steuerbehérden zu analysieren.
Die Autoren zeigen, dass Steuerpflichtige, die verpflichtet sind, Verbindlichkeiten fiir unsiche-
re Steuervorteile in ihren Jahresabschliissen offenzulegen, nicht notwendigerweise durch FIN
48 geschadigt werden. Dariiber hinaus zeigen sie, dass diese Verbindlichkeiten relativ zu den
erwarteten Zahlungen iiber- oder unterbewertet werden. Wie in der Steuercompliance und
Steueraggressivitatsliteratur allgemein iiblich, betrachten Mills/Robinson/Sansing (2010) ei-
ne obligatorische Offenlegung von unsicheren Steuervorteilen nach Durchfiihrung von In-
vestitionen, wihrend in Beitrag B ein Instrument untersucht wird, das Steuerpflichtigen
ermoglicht, vor Durchfiihrung von Investitionen Rechtsunsicherheit zu vermeiden. Dennoch
konnen auch in Beitrag B keine eindeutigen Effekte von Informationen durch Steuerpflichtige
innerhalb des ATR-Prozesses gefunden werden. Eine gleichzeitige Reduzierung steuerlicher
Unsicherheit und erhdhte Informationsmoglichkeiten sind nicht notwendigerweise vorteilhaft

fiir die beteiligten Parteien.

Die vorgestellten Studien weisen darauf hin, dass das Einholen von Informationen durch
Experten iiber unsichere steuerliche Konsequenzen, dhnlich wie das Einholen eines ATRs,
zu reduzierter Rechtsunsicherheit fiihrt. Vor diesem Hintergrund sollen die Beitrdge A und
B zeigen, ob und unter welchen Bedingungen die Nachfrage und das Angebot von ATRs
iibereinstimmen und ob ATRs hilfreich sind, das Investitionsumfeld zu verbessern. Die Bei-
trage ermoglichen somit Entscheidungsunterstiitzung fiir Investoren iiber das Einholen von
ATRs (und externer Steuerberatung) sowie Anhaltspunkte fiir mogliche Ausgestaltungen

von ATRs durch Steuerbehorden.
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Die Beitrige C (Advance Pricing Agreements (APAs) als Instrument zur Vermeidung von
Verrechnungspreiskonflikten — eine kritische Betrachtung) und D (Should multinational
companies request an advance pricing agreement (APA) — or shouldn’t they?) betrach-
ten APAs im Kontext unternehmerischer Investitionsentscheidungen. Beitrag C diskutiert
APAs unter Beriicksichtigung 6konomischer Ergebnisse aus der betriebswirtschaftlichen For-
schung kritisch und geht insbesondere der Frage nach, ob APAs dazu geeignet sind, Rechts-
unsicherheit bei der (grenziiberschreitenden) Verrechnungspreisgestaltung in betriebswirt-
schaftlich sinnvoller Weise zu reduzieren bzw. zu vermeiden. Zu diesem Zweck werden die
entscheidungsrelevanten Faktoren, die fiir den Abschluss eines APAs von Bedeutung sind,
identifiziert und analysiert. Es wird deutlich, dass insbesondere mogliche Kosten eines APA-
Abschlusses (z. B. eine Gebiihr zur Einleitung des Verfahrens, Kosten fiir interne Ressourcen
und externe Berater zur Vorbereitung des APA-Antrags und zur Erfiilllung der Dokumenta-
tionserfordernisse), eine lange durchschnittliche Verfahrensdauer des APA-Prozesses und die
Festlegung und Einhaltung von sogenannten Giiltigkeitsbedingungen kritische Faktoren bei
der Erlangung von Rechtssicherheit durch APAs darstellen kénnen. Ob der Abschluss eines
APAs sinnvoll ist, sollten und kénnen multinationale Unternehmen unter Beriicksichtigung

der betrachteten Faktoren unternehmensindividuell und einzelfallabhéingig beurteilen.

Beitrag D untersucht anschliefsend, unter Verwendung eines Modells mit flexibler Investi-
tionsplanung, die Frage, ob und unter welchen Bedingungen multinationale Unternehmen
APAs abschlieffen sollten. Dazu wird mit Hilfe der Analyse der Entscheidung eines multi-
nationalen Unternehmens, in ein Tochterunternehmen im niedriger besteuerten Ausland zu
investieren, ein APA-Prozess veranschaulicht. In diesem Zusammenhang wird unter Bertick-
sichtigung von Steuersatzdifferenzen in den beteiligten Landern der zugrundeliegende Mecha-
nismus zwischen der unsicheren sofortigen Investition und der durch das Einholen eines APAs
verzogerten Investition untersucht. Es wird gezeigt, dass multinationale Unternehmen den
Abschluss von APAs im Fall von Investitionsprojekten mit kleinen Kapitalwerten erwégen
sollten, wenn, bei einer sofortigen Investition, hohe Doppelbesteuerung moglich ist und die
Steuersatzdifferenzen zwischen den beteiligten Landern hoch sind. Dariiber hinaus nimmt die

relative Attraktivitit von APAs bei steigender moglicher Doppelbesteuerung und steigenden
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Steuersatzdifferenzen zu. Nichtsdestotrotz existieren gegenlaufige Effekte, die multinationale
Unternehmen bei der Entscheidung iiber den Abschluss eines APAs beachten sollten. Dabei
spielen Zeiteffekte, die sich durch verzogerte Investitionen im Fall lang zu verhandelnder

APAs ergeben, sowie Gebiihreneffekte eine wichtige Rolle.

Die Erkenntnisse der Beitrdge C und D kénnen Unternehmen bei ihrer Entscheidung, ein
APA nachzufragen, unterstiitzen. Auferdem kénnen diese als Ausgangspunkt fiir Steuerbe-
horden dienen, APAs unter Beriicksichtigung der unternehmerischen Perspektive effektiver

zu gestalten.

Beide Beitrige erweitern die Literatur zu den 6konomischen Implikationen von APAs. Hierzu
zéhlt Brem (2003), der mit Hilfe von APAs den Wechsel von einer biirokratischen Vorgehens-
weise (ex post) zu einer Kooperation (ex ante) zwischen Steuerpflichtigen und den beteiligten
Steuerbehorden untersucht. Unter Riickgriff auf den Transaktionskostenansatz kommt er zu
dem Ergebnis, dass Kooperation bei zweiseitiger asymmetrischer Information hohe Rechts-
unsicherheit beseitigen kann. Mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes analysiert Tomoha-
ra (2004) die Ineffizienz von Produktionsentscheidungen multinationaler Unternehmen bei
bilateralen APAs. In einem Szenario, in dem keine Informationsasymmetrie beziiglich des
Verrechnungspreises existiert, da sich die Steuerbehérden und das Unternehmen mit Hilfe
eines bilateralen APAs auf eine Verrechnungspreismethode geeinigt haben, zeigt der Autor
ineffiziente Produktionsverschiebungen auf, die aus den Steuersatzdifferenzen zwischen den
Landern resultieren. Um ihre Gesamtsteuerlast zu reduzieren, passen multinationale Unter-
nehmen den Output in der Weise an, dass mehr Gewinn in dem Land mit dem niedrigeren
Steuersatz erwirtschaftet wird. Tomohara (2004) folgert, dass Steuerbehorden bei der Koor-
dination von bilateralen APAs zur Vermeidung von ineffizienten Produktionsentscheidungen
tibereinstimmende Steuersiitze erwéigen sollten. De Waegenaere/Sansing/ Wielhouwer (2007)
untersuchen mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes zur Steuercompliance den Nutzen
von bilateralen APAs zur Losung von Verrechnungspreiskonflikten zwischen einem Steuer-
zahler und zwei Steuerbehorden. Die Autoren zeigen, dass ein Zustandekommen eines APAs

wahrscheinlicher ist, je niedriger das mdoglicherweise doppelt besteuerte Einkommen und je
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hoher die Differenz der Steuersétze in den beiden Lindern ist. Ein APA wird dann durchge-
fiihrt, wenn hierdurch die Compliancekosten reduziert werden koénnen. Dies ist eine notwen-
dige, aber keine hinreichende Bedingung. Im Vergleich zu einem Szenario, in dem es keine
APA-Verfahrensregeln gibt, kann bereits die Moglichkeit, ein bilaterales APA abschliefen zu
kénnen, die Compliancekosten erhéhen. Dies ist dann denkbar, wenn eine unterlassene Bean-
tragung eines APAs als Signal aufgefasst wird, welches von der Steuerbehérde so interpretiert
wird, dass diese den Steuerpflichtigen intensiver priift als anderenfalls iiblich. Unter Riickgriff
auf strategische Uberlegungen von Steuerpflichtigen dazu, ob ein APA abgeschlossen werden
soll oder nicht, erkliart Givati (2009) die seltene Nachfrage nach APAs in den USA. Der
Autor kommt zu dem Ergebnis, dass die strategischen Nachteile eines Abschlusses, wie die
lange Verhandlungsdauer, das Expertenwissen aufgrund der Priifung der Verrechnungspreis-
methode durch ein spezielles APA-Team sowie die Wahrscheinlichkeit einer detaillierteren
Untersuchung der Methode, im Vergleich zu einer Betriebspriifung die Vorteile, wie etwa die

Vermeidung von Strafzinsen, {iberwiegen.

Die wenigen bisher vorliegenden empirischen Arbeiten zu Advance Pricing Agreements nut-
zen Daten aus Surveys bzw. Befragungen. Borkowski (1993, 1996) schlussfolgert auf der Basis
einer Auswertung von Befragungen in U.S.-Unternehmen, dass umfangreiche Informations-
und Dokumentationserfordernisse sowie Kosten fiir ein APA fiir die befragten Unternehmen
Griinde darstellen, kein APA zu verhandeln. In der verarbeitenden Industrie kommen bei
einer Befragung von multinationalen Unternehmen in Kanada, Deutschland, Japan, Grofs-
britannien und den USA Zweifel an der Vertraulichkeit der in der Dokumentation preis-
gegebenen Daten hinzu. Borkowski (2008) untersucht fiir die Pacific Association of Tax
Administrators (PATA)-Region, ob transparente Durchfiihrungsregeln zum APA-Verfahren
Einfluss auf den Gebrauch und die Effizienz (APA-Status) von APAs haben. Sie kommt zu
dem Ergebnis, dass APAs fiir multinationale Unternehmen in der Region durch die steigen-
de Transparenz attraktiver werden. Eine schnellere und kostengiinstigere Abwicklung von
APA-Verfahren seitens der Steuerbehdrden im Vergleich zur Situation ohne spezielle Durch-
fiihrungsregeln kann die Autorin hingegen nicht belegen. Durch die Verpflichtung nach FIN

48, unsichere Steuerpositionen in Jahresabschliissen darzulegen, erhalten die Steuerbehérden
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die Moglichkeit, (unternehmens)relevante Verrechnungspreisthemen zu identifizieren und in
einer Betriebspriifung detailliert zu untersuchen. Vor diesem Hintergrund schligt Capuzzi
(2010) in einem Kommentar vor, den APA-Prozess zur Reduzierung der Unsicherheit bei
der Erstellung der FIN 48 Analyse zu nutzen. Borkowski/Gaffney (2012a) untersuchen in
diesem Zusammenhang den Effekt von FIN 48 auf die APA-Aktivitdt von Unternehmen in
der PATA-Region empirisch anhand einer Inhaltsanalyse. Die Autorinnen zeigen, dass die
Einfiihrung von FIN 48 zu tendenziell mehr Abschliissen von APAs fithrt. Auch mit Hilfe
einer Befragung von Unternehmen in der PATA-Region weisen Borkowski/Gaffney (2012b)
den Anstieg von APA-Abschliissen nach der Einfiihrung von FIN 48 nach. Dariiber hinaus
untersuchen die Autorinnen, ob Unternehmen durch den Abschluss von APAs ihr Betrieb-
spriifungsrisiko erfolgreich reduzieren konnen. Fiir den erwarteten Zusammenhang zwischen
APAs und der Reduzierung des Betriebspriifungsrisikos konnen Borkowski/Gaffney (2012b)
allerdings keine belastbare Evidenz finden. Whitford (2010) untersucht am Beispiel von APAs
empirisch fiir 47 Lénder, unter welchen Voraussetzungen Regierungen regulatorische Unsi-
cherheit beseitigen. Hohe Direktinvestitionen erh6hen die Wahrscheinlichkeit fiir eine Ein-
fiihrung von APAs zur Reduktion der Verrechnungspreisunsicherheit. Dabei wird deutlich,
dass dieser Effekt bei Direktinvestitionen, die aus dem Inland ins Ausland fliefsen, grofser ist
als bei denen, die in ein Land hineinfliefen. Auferdem findet Whitford (2010) unter anderem
Hinweise dafiir, dass Lander mit hohen K6rperschaftsteuersitzen eher eine Einigung auf dem

Wege eines APAs ermdglichen als solche mit niedrigen Korperschaftsteuersitzen.

Die genannten Studien zeigen, dass APAs unter bestimmten Bedingungen (z. B. der Reduk-
tion von Transaktions- und Compliancekosten) ein niitzliches Instrument zur Erhéhung von
Rechtssicherheit und zur Loésung von Verrechnungspreiskonflikten sein konnen. Sie geben
aukerdem Einblicke, wie APAs effizient entwickelt werden sollten und welche Lander APAs
mit hoherer Wahrscheinlichkeit anbieten. Aufserdem werden die Griinde, aus denen Unter-
nehmen APAs nachfragen, empirisch hervorgehoben. Die in Beitrag C adressierte Frage, ob
bzw. unter welchen Bedingungen APAs dazu geeignet sind, Rechtsunsicherheit bei der (grenz-
tiberschreitenden) Verrechnungspreisgestaltung in betriebswirtschaftlich sinnvoller Weise zu

reduzieren bzw. zu vermeiden, ist allerdings bisher weitgehend unbeantwortet geblieben. Der
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Beitrag zeigt, dass insbesondere die Faktoren Kosten, Verfahrensdauer und Giiltigkeitsbedin-
gungen kritische Punkte bei Abschluss eines APAs darstellen konnen. Die Entscheidung tiber
die Durchfiihrung eines APAs ist unter Beriicksichtigung dieser Einflussfaktoren von jedem
multinationalen Unternehmen einzelfallabhéngig zu treffen. Die Unternehmen sollten die
Kosten eines APAs mit den Kosten einer traditionellen Vorgehensweise (Durchfiihrung der
unternehmensinternen Transaktion, Festlegung eines Verrechnungspreises und Dokumentati-
onserstellung, Betriebspriifung und evt. Konfliktbeilegung) vergleichen. Sie sollten abwigen,
ob die lange Verfahrensdauer ihre Investitionspline hemmen kann, und ob die Giiltigkeits-
bedingungen, die in einem APA vereinbart werden miissen, in der Weise festgelegt werden
konnen, dass Abweichungen unwahrscheinlich werden und somit die Giiltigkeit des APAs ge-
sichert wird. Anhand eines Vergleichs der bisher vorherrschenden APA-Vorschriften mit den
neuen australischen Regelungen wird gezeigt, dass die Faktoren Kosten und Verfahrensdauer
durch die Einfiihrung differenzierter APA-Produkte, die anhand des beinhalteten Risikos un-
terschieden werden, reduziert werden konnen. Auch existieren, abgesehen von Givatis (2009)
qualitativen strategischen Uberlegungen, keine, insbesondere quantitative, Studien, die APAs
aus der Perspektive von Unternehmen untersuchen. Um diese Forschungsliicke zu schliefien,
untersucht Beitrag D APAs vor einem mikrotkonomischen Hintergrund zur Beantwortung
der Frage, ob und unter welchen Bedingungen der Abschluss eines APAs sinnvoll ist. Es
wird deutlich, dass Unternehmen, die vor der Entscheidung stehen, Investitionsprojekte mit
niedrigen vorsteuerlichen Cashflows durchzufiihren, einen APA-Abschluss erwégen sollten,
wenn hohe mogliche Doppelbesteuerung und hohe Steuersatzdifferenzen in den beteiligten

Landern gegenldufige Zeit- und Gebiihreneffekte iiberwiegen.
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A Economic analysis of advance tax rulings

Abstract
zu

Economic analysis of advance tax rulings

This paper aims to analyze the impact of applying for an advance tax ruling and of examining
complex tax issues with the help of an external consultant on the investor’s decision to invest
when the environment is uncertain. Using decision theory, we first determine the maximum
fee an investor is willing to pay for such a ruling or consultation in order to firm up the
investment decision. We expand our analysis by assisting the potential investor in deciding
on the maximum fee he is willing to pay for a consultation when the fee for an advance tax
ruling is set by law.

Der Beitrag untersucht den Einfluss von Advance Tax Rulings bzw. verbindlichen Auskiinften
und der Informationsbeschaffung fiir komplexe steuerliche Sachverhalte durch externe Bera-
ter auf die Investitionsentscheidungen von Steuerpflichtigen in einem unsicheren steuerlichen
Umfeld. Zuerst bestimmen wir mit Hilfe eines binomialen Modells die maximale Gebiihr,
die Investoren fiir das Einholen einer verbindlichen Auskunft oder die Informationsbeschaf-
fung durch einen externen Berater aufzuwenden bereit sind. Wir erweitern unsere Analyse
mit dem Ziel, potenziellen Investoren Entscheidungsunterstiitzung bei der Bestimmung der
maximalen Gebiihr fiir die weitere Informationsbeschaffung durch externe Berater zu geben,
wenn die Gebiihr fiir eine verbindliche Auskunft durch die Steuerbehorden festgelegt ist.
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Abstract
zu

Do investors request advance tax rulings to alleviate tazx risk (and do tax authorities provide
them)? A joint taxpayers’ and taz authorities’ view on investment behavior

Tax uncertainty often negatively affects investment. Advance tax rulings (ATRs) are com-
monly used to provide tax certainty. We analyze ATRs from the taxpayers’ and tax authori-
ties’ perspectives. Investors request ATRs if the fee does not exceed a certain threshold. We
integrate this finding into the tax authorities” decision whether to offer ATRs. We find that
ATRs are usually only offered if tax authorities are capable of significantly reducing their tax
audit costs or increasing the detection probability. Otherwise, ATRs may be beneficial only
if the tax authorities restrict them to classes of investments or use investment-specific fees.
These results provide new explanations for why advance tax rulings are currently not as in-
tensively requested by taxpayers as expected against the background of high tax uncertainty.
Moreover, the findings help to improve the design of advance tax rulings.

Steuerunsicherheit kann das Investitionsverhalten von Steuerpflichtigen negativ beeinflus-
sen. Advance Tax Rulings (ATRs) werden hiufig genutzt, um Rechtssicherheit zu bieten.
Der Beitrag analysiert ATRs aus der Perspektive von Steuerpflichtigen und Steuerbehdérden.
Investoren fragen ATRs nach, wenn die Gebiihr einer solchen rechtsverbindlichen Auskunft
einen bestimmten Wert nicht iiberschreitet. Dieses Ergebnis wird in die Entscheidung der
Steuerbehorde, ATRs anzubieten oder nicht, integriert. Es wird gezeigt, dass Steuerbehérden
ATRs iiblicherweise nur dann anbieten, wenn sie dadurch ihre Betriebspriifungskosten signi-
fikant reduzieren oder die Fehlerentdeckungswahrscheinlichkeit erhéhen konnen. Andernfalls
sind ATRs fiir Steuerbehérden nur dann vorteilhaft, wenn sie diese auf bestimmte Investiti-
onsprojekte beschrinken oder wenn sie investitionsspezifische Gebiihren erheben. Der vorlie-
gende Beitrag liefert neue Erklarungen dafiir, warum ATRs weniger nachgefragt werden als
vor dem Hintergrund hoher existierender Rechtsunsicherheit erwartet werden kann. Dartiber
hinaus kénnen die Ergebnisse helfen, das Design von ATRs zukiinftig zu verbessern.
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C APAs als Instrument zur Vermeidung von Verrechnungspreiskonflikten

Abstract
zu

Advance Pricing Agreements (APAs) als Instrument zur Vermeidung von
Verrechnungspreiskonflikten — eine kritische Betrachtung

Der vorliegende Beitrag diskutiert APAs unter Beriicksichtigung ¢konomischer Ergebnisse
aus der betriebswirtschaftlichen Forschung kritisch und geht insbesondere der Frage nach, ob
APAs dazu geeignet sind, Rechtsunsicherheit bei der (grenziiberschreitenden) Verrechnungs-
preisgestaltung in betriebswirtschaftlich sinnvoller Weise zu reduzieren bzw. zu vermeiden.
Zu diesem Zweck werden die entscheidungsrelevanten Faktoren, die fiir den Abschluss eines
APAs von Bedeutung sind, identifiziert und analysiert. Es wird deutlich, dass insbesondere
mogliche Kosten eines APA-Abschlusses, eine lange durchschnittliche Verfahrensdauer des
APA-Prozesses und die Festlegung und Einhaltung von sogenannten Giiltigkeitsbedingungen
kritische Faktoren bei der Erlangung von Rechtssicherheit durch APAs darstellen kénnen.
Ob der Abschluss eines APAs sinnvoll ist, sollten multinationale Unternehmen unter Be-
riicksichtigung der betrachteten Faktoren unternehmensindividuell und einzelfallabhéngig
beurteilen.

We critically discuss APAs considering economic findings of business research. In particular,
we examine, if APAs are suitable to reduce or avoid legal uncertainty regarding the determi-
nation of (cross-border) transfer prices in an economically meaningful way. For this purpose
we identify and analyze crucial factors that are relevant for the decision to request an APA.
We find that in particular possible costs of an APA, a long average duration of the APA-
proceedings and the determination of and compliance with so-called critical assumptions
are crucial factors of obtaining legal certainty when requesting an APA. By considering the
examined factors multinational companies should individually and for every particular case
assess if requesting an APA is worthwhile.
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Abstract
zu

Should multinational companies request an advance pricing agreement (APA) — or
shouldn’t they?

Advance Pricing Agreements (APAs) are commonly used by multinational groups to gain
certainty about their transfer prices for tax purposes. I focus on a multinational company that
invests in a foreign subsidiary in a low-tax country. Applying a binomial model for flexible
investment planning, I analyze whether and under what circumstances the multinational
company should consider requesting an APA. I show that APAs are worth considering when
high double taxation may arise and when the tax rates in the involved countries differ
sufficiently to outweigh the drawbacks associated with time and fee effects. Furthermore,
I find that increasing double taxation and an increasing tax rate differential increase the
relative attractiveness of an APA request. That said, multinational companies need to also
control for opposing effects when considering an APA request.

Multinationale Investoren nutzen hiufig Advance Pricing Agreements (APAs), um Rechts-
sicherheit {iber die Gestaltung ihrer grenziiberschreitenden steuerlichen Verrechnungspreise
zu erlangen. Der Beitrag untersucht ein multinationales Unternehmen, das in ein Tochter-
unternehmen in einem niedriger besteuerten Ausland investiert. Mit Hilfe eines binomialen
Modells mit flexibler Investitionsplanung wird analysiert, ob und unter welchen Bedingungen
multinationale Unternehmen APAs abschliefsen sollten. Es wird gezeigt, dass multinationa-
le Unternehmen den Abschluss von APAs erwégen sollten, wenn hohe Doppelbesteuerung
auftreten kann und wenn die Steuersatzdifferenzen in den beteiligten Lindern hoch sind,
so dass die Nachteile aus Zeit- und Gebiihreneffekten aufgewogen werden. Dariiber hinaus
nimmt die relative Attraktivitdt von APAs bei steigender Doppelbesteuerung und steigenden
Steuersatzdifferenzen zu. Nichtsdestotrotz existieren gegenldufige Effekte, die multinationale
Unternehmen bei der Entscheidung iiber den Abschluss eines APAs beachten sollten.

25



Literaturverzeichnis

AGLIARDI, ELETTRA (2001): Taxation and Investment Decisions: A Real Options Approach,
in: Australian Economic Papers 40 (1), 44-55.

BARTELSMAN, ERIC J.; BEETSMA, ROEL M.W.J. (2003): Why Pay More? Corporate Tax
Avoidance through Transfer Pricing in OECD Countries, in: Journal of Public Economics 87
(9/10), 2225-2252.

BAUM, MICHAEL (2008): Verbindliche Auskunft nach § 89 Abs. 2 AO, in: Neue Wirtschafts-
Briefe 2008, 1227-1244.

BECK, PAUL J.; DAVIS, JON S.; JUNG, WOON-OH (1996): Tax Advice and Reporting under
Uncertainty: Theory and Experimental Evidence; in: Contemporary Accounting Research 13
(1), 49-80.

BECK, PAUL J.; DAVIS, JON S.; JUNG, WOON-OH (2000): Taxpayer Disclosure and Penalty
Law; in: Journal of Public Economic Theory 2 (2), 243-272.

BECK, PAUL J.; JUNG WOON-OH (1989): Taxpayer Compliance Under Uncertainty, in: Journal
of Accounting and Public Policy 8 (1), 1-27.

BMF-SCHREIBEN (05.10.2006): Merkblatt fiir bilaterale oder multilaterale Vorabverstandigungs-
verfahren auf der Grundlage der Doppelbesteuerungsabkommen zur Erteilung verbindlicher

Vorabzusagen iiber Verrechnungspreise zwischen international verbundenen Unternehmungen
(sog. ,Advance Pricing Agreements“ — APAs), IV B 4 — S 1341 — 38/06.

BORKOWSKI, SUSAN C. (1993): Advance Pricing Agreements and Other Alternatives for Mul-
tinational Corporations, in: The International Tax Journal 19 (4), 1-11.

BORKOWSKI, SUSAN C. (1996): Advance Pricing (Dis)Agreements: Differences in Tax Autho-
rity and Transnational Corporation Opinions, in: The International Tax Journal 22 (3), 23-34.

BORKOWSKI, SUSAN C. (2008): The History of PATA and its Effect on Advance Pricing Arran-
gements and Mutual Agreement Procedures, in: Journal of International Accounting, Auditing
and Taxation 17 (1), 31-50.

BORKOWSKI, SUSAN C.; GAFFNEY, MARY ANNE (2012a): FIN 48, Uncertainty and Transfer
Pricing: (Im)perfect Together?, in: Journal of International Accounting, Auditing and Taxa-

tion 21 (1), 32-51.

BORKOWSKI, SUSAN C.; GAFFNEY, MARY ANNE (2012b): Mitigating Transfer Pricing Risk
Proactively in an Uncertain Global Economy, SSRN Working Paper, No. 2099281.

26



Literaturverzeichnis

BREM, MARKUS (2003): From Bureaucracy to Cooperation? On the Evolution of Hybrid Gover-
nance in International Taxation, in: Tax Notes International 30 (4), 363-376.

CAPUZZI, CHRISTOPHER (2010): Transfer Pricing and FIN 48: Removing Uncertainty Through
the Advanced Pricing Agreement Process, in: Northwestern Journal of International Law &
Business 30 (3), 721-741.

CLAUSING, KIMBERLY A. (2003): Tax-motivated Transfer Pricing and US Intrafirm Trade Pri-
ces, in: Journal of Public Economics 87 (9/10), 2207-2223.

DE SIMONE, LISA; SANSING, RICHARD C.; SEIDMAN, JERI K. (2013): When are Enhanced
Relationship Tax Compliance Programs Mutually Beneficial? in: The Accounting Review 88
(6), 1971-1991.

DE WAEGENAERE, ANJA; SANSING, RICHARD C.; WIELHOUWER, JACCO L. (2007):
Using Bilateral Advance Pricing Agreements to Resolve Tax Transfer Pricing Disputes, in:
National Tax Journal 60 (2), 173-191.

EDMISTON, KELLY D. (2004): Tax Uncertainty and Investment: A Cross-Country Empirical
Examination, in: Economic Inquiry 42 (3), 425-440.

EDMISTON, KELLY D.; MUDD, SHANNON; VALEV, NEVEN (2003): Tax Structures and FDI:
The Deterrent Effects of Complexity and Uncertainty, in: Fiscal Studies 24 (3), 341-359.

FEINSCHREIBER, ROBERT; KENT, MARGARET (2009a): Transfer Pricing Developments in
the European Union - Part III: Advance Pricing Agreement Guidelines, in: Corporate Busi-
ness Taxation monthly 10 (8), 23-54.

FEINSCHREIBER, ROBERT; KENT, MARGARET (2009b): Australia’s Advance Pricing Arran-
gement Program, in: Corporate Business Taxation monthly 10 (8), 39-56.

FEINSCHREIBER, ROBERT; KENT, MARGARET (2009c¢): Singapore Implements Its Advance
Pricing Arrangement Procedure, in: Corporate Business Taxation monthly 10 (9), 35-52.

FEINSCHREIBER, ROBERT; KENT, MARGARET (2009d): Advance Pricing Agreement Pro-
cess in Japan, in: Corporate Business Taxation monthly 10 (10), 31-48.

FRANKE, VERONA; COLLN, HAGEN (2008): Drum priife, wer sich (ewig) bindet — Zur Bin-
dungswirkung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 AO, der neuen Steuerauskunftsverord-
nung und der Anderung des AEAO, in: Betriebs-Berater 63 (12), 584-590.

FRISCHMANN, PETER J.; FREES, EDWARD W. (1999): Demand for Services: Determinants
of Tax Preparation Fees, in: The Journal of the American Taxation Association 21 (Supple-

ment), 1-23.

G20 (2013a): G20 Leaders‘ Declaration, 6. September 2013, http://en.g20russia.ru/documents/#pl
(zuletzt gepriift am 04.06.2014).

G20 (2013b): Tax Annex to the St. Petersburg G20 Leaders’ Declaration, 5. September 2013,
http://en.g20russia.ru/documents/#pl (zuletzt gepriift am 04.06.2014).

GIVATI, YEHONATAN (2009): Resolving Legal Uncertainty: The Unfulfilled Promise of Advance
Tax Rulings, in: Virginia Tax Review 29 (1), 137-175.

GRIES, THOMAS; PRIOR, ULRICH; SURETH, CAREN (2012): A Tax Paradox for Investment
Decisions under Uncertainty, in: Journal of Public Economic Theory 14 (3), 521-545.

27



Literaturverzeichnis

GROTHERR, SIEGFRIED (2005a): Advance Pricing Agreements — Verfahren zur Vermeidung von
Verrechnungspreiskonflikten, Pladoyer fiir die Schaffung spezieller Verfahrensvorschriften, in:
Betriebs-Berater 60 (16), 855-867.

GROTHERR, SIEGFRIED (2005b): Uberlegungen zur Ausgestaltung von speziellen Verfahrens-
regelungen fiir Advance Pricing Agreements, in: Internationales Steuerrecht 14 (10), 350-360.

HECKEMEYER, JOST H; OVERESCH, MICHAEL (2013): Multinationals’ Profit Response to
Tax Differentials: Effect Size and Shifting Channels, ZEW Discussion Papers, No. 13-045,
Mannheim: Centre for European Economic Research (ZEW).

HECKEMEYER, JOST H.; SPENGEL, CHRISTOPH (2008): Ausmaf der Gewinnverlagerung
multinationaler Unternehmen — empirische Evidenz und Implikationen fiir die deutsche Steu-
erpolitik, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik 9 (1), 37-61.

HECKEMEYER, JOST H.; SPENGEL, CHRISTOPH (2009): Gewinnverlagerung multinationaler
deutscher Unternehmen ins Ausland: Eine Klarstellung, in: Der Betrieb 62 (4), 133-135.

HEY, JOHANNA (2002): Steuerplanungssicherheit als Rechtsproblem, Kéln.

HEY, JOHANNA (2004): Schutz des Vertrauens in BFH-Rechtsprechung und Verwaltungspraxis,
in: Deutsches Steuerrecht 42 (45), 1897-1904.

HUIZINGA, HARRY; LAEVEN, LUC (2008): International Profit Shifting Within Multinationals:
A Multi-Country Perspective, in: Journal of Public Economics 92 (5/6), 1164-1182.

JEBENS, CARSTEN THOMAS (1995): Planungssicherheit im Steuerrecht, in: Betriebs-Berater
50 (21), 1057-1061.

KLASSEN, KENNETH J.; LAPLANTE, STACIE K. (2012): The Effect of Foreign Reinvestment
and Financial Reporting Incentives on Cross-Jurisdictional Income Shifting, in: Contempora-
ry Accounting Research 29 (3), 928-955.

KRAMER, JORG-DIETRICH (2007): APA — Vorabverstindigungsverfahren und Vorabzusagen
iiber Verrechnungspreise, in: Internationales Steuerrecht 16 (5), 174-177.

LAHME, STEFAN; REISER, HAGEN (2007): Verbindliche Auskiinfte und Gebiihrenpflicht —
eine erste Analyse, in: Betriebs-Berater 62 (8), 408-413.

LUCKHAUPT, HAGEN; OVERESCH, MICHAEL; SCHREIBER, ULRICH (2012): The OECD
Approach to Transfer Pricing: A Critical Assessment and Proposal, in: Schén, Wolfgang;
Konrad, Kai A. (Hrsg.) (2012), Fundamentals of International Transfer Pricing in Law and
Economics, Berlin, Heidelberg.

MARKHAM, MICHELLE (2006): APAs in Australia, Canada and the United States: Current
Developments and Future Directions, in: International Tax Review 34 (8/9), 393-405.

MILLS, LILLIAN F.; ROBINSON, LESLIE A.; SANSING, RICHARD C. (2010): FIN 48 and Tax
Compliance, in: The Accounting Review 85 (5), 1721-1742.

NIEMANN, RAINER (2001): Neutrale Steuersysteme unter Unsicherheit, Bielefeld.

NIEMANN, RAINER (2011): The Impact of Tax Uncertainty on Irreversible Investment, in: Re-
view of Managerial Science 5 (1), 1-17.

OECD (2010): OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Admi-
nistrations 2010, OECD Publishing.

28



Literaturverzeichnis

OECD (2013a): Addressing Base Erosion and Profit Shifting, OECD Publishing.

OECD (2013b): Base Erosion and Profit Shifting, http://www.oecd.org/tax/beps.htm (zuletzt ge-
priift am 04.06.2014).

OVERESCH, MICHAEL (2006): Transfer Pricing of Intrafirm Sales as a Profit Shifting Channel -
Evidence form German Firm Data, ZEW Discussion Papers, No. 06-084, Mannheim: Centre
for European Economic Research (ZEW).

PAWLINA, GRZEGORZ; KORT, PETER M. (2005): Investment under Uncertainty and Policy
Change, in: Journal of Economic Dynamics and Control 29 (7), 1193-1209.

RATKE, BERND (2009): Die verbindliche Auskunft nach § 89 AO, in: Buchfiihrung, Bilanzierung
und Kostenrechnung 2009, 951-958.

ROMANO, CARLO (2002): Advance Tax Rulings and Principles of Law: Torwards a European
Tax Rulings System?, Amsterdam.

ROSE, GERD (1989): Steuerrechtsspriinge und Betriebswirtschaftliche Steuerplanung, in: John,
Gerd (Hrsg.)(1989), Besteuerung und Unternehmenspolitik, Festschrift fiir Giinter Wohe,
Miinchen, 289-308.

ROSE, GERD (1995): Ein Grundgeriist planungsrelevanter Steuerrechtsrisiken, in: Elschen, Rainer,
Siegel, Theodor, Wagner, Franz W. (Hrsg.) (1995): Unternehmenstheorie und Besteuerung,
Wiesbaden, 479-493.

ROSE, GERD (2002): Taceatne lex in iudicio tributario? Uber die schwindende Autoritiit der
Steuergesetze, ihr Ersatz durch Richtertheorien und die Bedeutung dieser Entwicklung fiir
die Planungssicherheit im Steuerrecht, in: Steuer und Wirtschaft 79 (3), 276-280.

SANSING, RICHARD C. (1993): Information Acquisition in a Tax Compliance Game, in: The
Accounting Review 68 (4), 874-884.

SCHNEIDER, DIETER (1982): Rechtssichere Gesetzesanwendung und Steuerplanung, in: Tipke,
Klaus (Hrsg.)(1982), Grenzen der Rechtsfortbildung durch Rechtsprechung und Verwaltungs-
vorschriften im Steuerrecht, Koéln, 85-98.

SCHOLES, MYRON S.; WOLFSON, MARK A.; ERICKSON, MERLE; MAYDEW, EDWARD
L.; SHEVLIN, TERRY (2008): Taxes and Business Strategy: A Planning Approach, 4th edi-
tion, New Jersey.

SCHREIBER, ULRICH (2012): Besteuerung der Unternehmen, 3. Auflage, Wiesbaden.

SHAVELL, STEVEN (1988): Legal Advice about Contemplated Acts: The Decision to Obtain
Advice, Its Social Desirability, and Protection of Confidentiality, in: Journal of Legal Studies
17 (1), 123-150.

SURETH, CAREN (1999): Der Einfluss von Steuern auf Investitionsentscheidungen bei Unsicher-
heit, Wiesbaden.

SURETH, CAREN (2006): Steuerreformen und Ubergangsprobleme bei Beteiligungsinvestitionen,
Wiesbaden.

TOMOHARA, AKINORI (2004): Inefficiencies of Bilateral Advanced Pricing Agreements (BAPA)
in Taxing Multinational Companies, in: National Tax Journal 57 (4), 863-873.

29



Literaturverzeichnis

VOR, JOACHIM (1992): Ungewiftheit im Steuerrecht, Wiesbaden.

WAGNER, FRANZ W.; DIRRIGL, HANS (1980): Die Steuerplanung der Unternehmung, Stutt-
gart.

WEICHENRIEDER, ALFONS J. (2009): Profit Shifting in the EU: Evidence from Germany, in:
International Tax and Public Finance 16 (3), 281-297.

WHITFORD, ANDREW B. (2010): The Reduction of Regulatory Uncertainty: Evidence from
Transfer Pricing Policy, in: Saint Louis University Law Journal 55 (1), 269-306.

30



	Diss_Veröffentlichung_neues Deckblatt
	Dissertation Veröffentlichung Synopse Pia Kortebusch

